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A-Z[Banken] haben die 
Aufgabe die Geldver-
sorgung der Realwirt-
schaft (Unternehmen 
und Privatleute) zu si-

chern. Dazu gehört zum einen 
die Gewährleistung des Zah-
lungsverkehrs und zum anderen 
eine Mittlerrolle zwischen Kapi-
talanlegern und Kapitalnachfra-
gern. Die Differenz zwischen 
Kredit- und Guthabenzins sowie 
Zahlungsverkehrs-Gebühren 
dienen der Bank u.a. zur Finan-
zierung ihres Geschäftsbetriebs.

[BIP] ist die Abkürzung für 
„Bruttoinlandsprodukt“. In die 
Berechnung des BIP fließen alle 
Waren und Dienstleistungen 
ein, die im jeweiligen Land für 
den Endverbrauch hergestellt 
werden. Steigt das BIP von ei-
ner Zeitperiode auf die nächste 
spricht man von ➜ Wirtschafts-
wachstum (beim „realen Wirt-
schaftswachstum“ ist der Wert 
inflationsbereinigt).

[Bretton-Woods] ist ein Ort 
in den USA, der dem 1944 ins 
Leben gerufenen System fester 
Wechselkurse seinen Namen 
gab. Das Bretton-Woods-Sys-
tem, das ebenso die Goldhin-
terlegung des US-Dollar als Leit-
währung vorsah, brach Anfang 
der 70er-Jahre zusammen. Auch 
wegen der Kosten des Vietnam-
kriegs hatte sich die Zahlungs-
bilanz der USA in den sechziger 
Jahren dramatisch verschlech-
tert, so dass die USA ihrer Gold-
einlösungsverpflichtung nicht 
mehr nachkommen konnte. Die 
Gründungen des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) und der 
Weltbank gehen ebenfalls auf 
Bretton-Woods zurück.

[Cashflow] ist die Differenz 
aus Einnahmen-Ausgaben. Der 
Cashflow bildet die Zahlungs-
ströme innerhalb eines Un-
ternehmens ab, die nur eine 
Teilmenge der Erträge und Auf-
wendungen sind, die in einer Bi-
lanz abgebildet werden.

[Direktbanken] haben in der 
Regel keine (oder nur wenige) 
Filialen und bieten ihre Pro-

dukte ausschließlich online an. 
Beratungen erfolgen – wenn 
überhaupt – überwiegend tele-
fonisch. 

[Fiat-Money] ist begrifflich 
abgeleitet vom biblischen „Fiat 
lux“ („Es werde Licht!“). Er soll 
veranschaulichen, dass heut-
zutage Geld von den ➜ Ban-
ken (➜ Zentralbanken und Ge-
schäftsbanken) quasi aus dem 
Nichts geschaffen werden kann 
(durch Kreditvergabe). Dies ist 
jedoch erst seit der Aufgabe 
der Goldbindung des Geldes 
möglich (siehe Bretton-Woods). 
Bis dahin garantierte die US-
Regierung den Tausch von Dol-
lar-Banknoten in Gold, was die 
Geldschöpfung (theoretisch) li-
mitierte.

Die [Finanztransaktionssteuer]
soll alle an der Börse gehandel-
ten Wertpapiere und Geldge-
schäfte mit einem einheitlichen 
Steuersatz belegen (z.B. 0,1% 
wie ab August in Frankreich). 
Dagegen umfasst die am Finanz-
platz London seit Jahrhunderten 
übliche Börsensteuer von 0,5% 
nur klassische Wertpapiere (z.B. 
Aktien, Anleihen) und ab Ende 
der 90er Jahre auch den Handel 
mit Optionen. Devisengeschäfte 
sowie Swaps und andere mo-
derne Formen des computerge-
stützten Derivate-Handels sind 
allerdings ausgenommen. Die 
Tobin-Steuer hingegen zielt im 
Wesentlichen auf die Besteue-
rung des Devisenhandels. 
Die genaue Ausgestaltung ei-
ner Steuer auf Börsengeschäfte 
hängt wesentlich von der ge-
wünschten Zielsetzung ab: Will 
man in erster Linie Einnahmen 
im Kampf gegen die Staatsver-
schuldung erzielen oder z.B. 
den hochvolumigen (Computer-)
Handel im Millisekunden-Bereich 
unrentabel machen.

[Geld] hat drei Funktionen: 
Tauschmittel, Wertaufbewah-
rungsmittel und Wertmaßstab. 
Die gleichzeitigen Funktion von 
Tausch- und Wertaufbewah-
rungsmittel wird von manchen 
als eine von mehreren system-
immanenten Krisenursachen 

gesehen: Durch das Ansparen 
von ➜ Geldvermögen wird Geld 
als Tauschmittel verknappt, was 
nur durch zusätzliche Schulden 
ausgeglichen werden kann (sie-
he dazu auch unsere Titelge-
schichte ab Seite 3).

Die [Geldmenge] wird von 
den jeweiligen ➜ Zentralban-
ken definiert. In Deutschland 
unterscheidet die Bundesbank 
die Geldmengen M0 (= ➜ Zent-
ralbankgeld), sowie M1, M2 und 
M3, die im Wesentlichen durch 
die Verfügbarkeit des Geldes ab-
gegrenzt werden. Die Geldmen-
ge M3 beispielsweise umfasst 
Geldanlagen mit einer Laufzeit 
zwischen 3 Monaten und 2 Jah-
ren. D.h. aber auch, dass alle 
Geldanlagen mit mehr als zwei 
Jahren Laufzeit in den Geldmen-
gen-Berichten der Bundesbank 
nicht erfasst werden.

[Geldvermögen] sind Anlage-
produkte, die nicht als Zahlungs-
mittel fungieren, aber einen 
Anspruch verbriefen, in ➜ Geld 
zurückgetauscht zu werden. 
Dieser Rücktauschanspruch be-
steht entweder kurzfristig (z.B. 
Spar-, Tagesgeld- oder Festgeld-
konten) oder mittel- bis langfris-
tig (z.B. Lebens- oder Renten-
versicherungen, Staats- oder 
Unternehmensanleihen).

[Giralgeld] bezeichnet in Ab-
grenzung zum ➜ Zentralbank-
geld das im bargeldlosen Zah-
lungsverkehr genutzte (Buch-)
Geld. Das Geld auf unseren Giro-
konten ist also Giralgeld. Durch 
die Kreditvergabe (und nur hier-

durch!) wird Giralgeld geschaf-
fen („Giralgeldschöpfung“).
Durch Auszahlung/ Überweisung 
des Kredits entsteht für die Bank 
ein Refinanzierungsbedarf, der 
entweder durch (Spar-)Einlagen 
oder durch ➜ Zentralbankgeld 
gedeckt werden kann. Im letz-
teren Fall leiht sich die Bank bei 
der ➜ Zentralbank oder bei an-
deren ➜ Banken (im „Interban-
kenverkehr“) Geld.

[Globalisierung] im ökono-
mischen Sinne beschreibt die 
fortschreitende Möglichkeit zur 
weltweiten Verlagerung von 
Produktionsstätten oder Kapital-
strömen. Dieser Prozess wurde 
u.a. durch die Liberalisierung 
des Güter- und Kapitalverkehrs, 
die Fortschritte bei der weltwei-
ten Energieversorgung sowie 
die neuen Informationstechno-
logien beschleunigt. 
Die Globalisierung hat auch zu 
einem weltweiten Konkurrenz-
kampf zwischen Unternehmen 
(um Marktanteile) und Staaten 
(um Wachstumsanteile) geführt, 
der bis heute vornehmlich über 
den Faktor Lohnkosten ausge-
tragen wird.

Die [Handelsbilanz] erfasst 
den Import und Export von Gü-
tern aus dem deutschen Wirt-
schaftsraum. Deutschland hat 
regelmäßig einen Handelsbil-
anzüberschuß: u.a. dank dem 
Export von teuren Investiti-
onsgütern wie Maschinen oder 
Fahrzeugen betrug der Handels-
bilanzüberschuss in 2010 knapp 
155 Milliarden Euro (nach 139 
Mrd. € im Vorjahr).
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[Inflation] bezeichnet die Preis-
steigerung von einer Periode zur 
nächsten. Gründe für Inflation 
sind einerseits Güterknappheit 
(d.h. die Nachfrage ist größer als 
das Angebot) und andererseits 
eine Geldmengenausweitung, 
die das Wachstum der Realwirt-
schaft übersteigt. Die niedrigen 
Inflationsraten der letzten Jahre 
trotz starker Geldmengenerhö-
hung lassen sich dadurch erklä-
ren, dass das zusätzliche Geld 
überwiegend in Finanzprodukte 
und nicht in die Realwirtschaft 
geflossen ist. (siehe dazu auch 
unsere Titelgeschichte ab S. 3).

Der [Keynesianismus] (be-
nannt nach dem britischen Öko-
nomen John Maynard Keynes) 
stellt – im wirtschaftspolitischen 
Sinne – die Steuerung der Nach-
frage ins Zentrum des staatli-
chen Handelns. Danach soll in 
wirtschaftlichen Schwächepha-
sen der Staat durch konjunktu-
runterstützende Maßnahmen 
eingreifen und dafür auch eine 
höhere Verschuldung in Kauf 
nehmen, die dann bei prosperie-
render Wirtschaft wieder zurück-
gefahren werden soll. Dieses in 
den 30er Jahren aus den Erfah-
rungen der Weltwirtschaftskrise 
entstandene Modell hatte bis in 
die 70er Jahre entscheidenden 
Einfluss auf die westliche Wirt-
schaftspolitik.

Die [Mindestreserve] soll ne-
ben der Zinspolitik den ➜ Zen-
tralbanken zur Regulierung der 
➜ Geldmenge dienen. Die Ge-
schäftsbanken sind verpflichtet 
auf bestimmte Sicht-, Spar- und 
Termineinlagen einen Mindest-
reservesatz in ➜ Zentralbank-
geld auf ihren jeweiligen Zent-
ralbankkonten bereitzuhalten. 
Diese Mindestreserve-Guthaben 
werden verzinst. Spätestens 
nachdem der Mindestreserve-
satz im Januar 2012 von 2% 
auf 1% gesenkt wurde, muss 
man konstatieren, dass das 
Ziel der Geldmengensteue-
rung durch die Mindestreserve 
faktisch aufgegeben wurde. 

Der [Neoliberalismus] nach 
heutigem Verständnis geht auf 
die sog. „Chicagoer Schule“ 
zurück und wird vor allem mit 
dem Namen Milton Friedmann 

verbunden, der 1976 den No-
belpreis für Wirtschaftswissen-
schaften erhielt. Im Zentrum 
steht die Theorie des freien 
Marktes, die staatliche Eingriffe 
als grundsätzlich nachteilig be-
wertet. Der Neoliberalismus bil-
dete die konzeptionelle Grund-
lage der angloamerikanischen 
Wirtschaftspolitik der 80er Jahre 
(unter Ronald Reagen und Marg-
ret Thatcher), in der die Märkte 
zunehmend dereguliert wurden. 
Nach dem Zusammenbruch der 
kommunistischen Ökonomien 
Anfang der 90er Jahre setzte 
sich dieser Trend beschleunigt 
fort, da die Überlegenheit der ka-
pitalistischen Idee des freien Mark-
tes nun bewiesen zu sein schien.

[Sachvermögen] sind Investiti-
onen in reale Werte (z.B. Immo-
bilien oder Rohstoffe). Auch Be-
teiligungen am Eigenkapital von 
Unternehmen (z.B. Aktien) sind 
im weiteren Sinn Sachvermö-
gen. Anders als ➜ Geldvermögen 
verbriefen sie keinen Anspruch 
auf einen Geldbetrag zu einem 
bestimmten Zeitpunkt, sondern 
unterliegen Wertschwankungen, 
die meist durch Angebot und 
Nachfrage nach dem jeweiligen 
Gut bestimmt werden.

Das [Trennbankensystem] sieht 
eine institutionelle Trennung vor 
zwischen dem Einlagen- und 
Kreditgeschäft auf der einen 
und dem Wertpapiergeschäft 
(Investmentbanking) auf der 
anderen Seite. Dadurch soll zum 
einen die Akkumulation von Kre-
dit- und Spekulationsrisiken und 
zum anderen die Refinanzierung 
des (risikoreichen) Investment-
banking durch Einlagen verhin-
dert werden. Größere Ausfälle 
durch Fehlspekulationen von 
➜ Banken sollen auf diese Weise 
nicht die Spareinlagen gefähr-
den und den Staat so zwingen, 
die (dadurch systemrelevan-
ten) ➜ Banken zu retten. Die 
Einführung eines Trennbanken-
systems, das zwischen 1933 
und 1999 in den USA gesetzlich 
vorgeschrieben war, ist eine der 
meistdiskutierten Maßnahmen 
gegen das „too big to fail“ des 
heutigen Bankensystems.

[Wirtschaftswachstum] ist die 
Zunahme des ➜ BIP im Vergleich 

zum Vorjahr, -quartal oder -mo-
nat. Das „reale Wirtschafts-
wachstum“ ist ein inflationsbe-
reinigter Wert.

Wirtschaftswachstum soll die Er-
haltung bzw. Vergrößerung des 
Wohlstands der Bevölkerung ge-
währleisten. In den letzten Jahr-
zehnten ging das weltweite 
Wirtschaftswachstum  jedoch 
auch mit zunehmendem Res-
sourcenverbrauch einher.
Insofern stellt sich die Frage,  
ob unendliches (quantitatives) 
Wachstum in einer endlichen 
Welt möglich ist bzw. wie ein da-
raus resultierender Interessen-
konflikt zwischen Ökonomie und 
Ökologie zu lösen ist.
 
[Zentralbanken] sind meist 
staatliche Institutionen (die 
amerikanische FED ist jedoch im 
Privatbesitz), denen u.a. die Ver-
sorgung der Wirtschaft mit Bar-
geld obliegt. Darüber hinaus ver-
suchen sie - vornehmlich über 
die Zinspolitik - Einfluss auf die 
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konjunkturelle Entwicklung zu 
nehmen und gleichzeitig inflati-
onären Tendenzen entgegenzu-
steuern. Während Bundesbank 
und EZB ihren obersten Auftrag 
in der Geldwertstabilität sehen, 
richten die angelsächsischen 
Zentralbanken ihr Handeln we-
sentlich stärker nach konjunktu-
rellen Zielsetzungen aus. 
 
[Zentralbankgeld] ist einer-
seits das in Umlauf befindliche 
Bargeld und andererseits die 
Guthaben, die die Geschäfts-
banken auf ihren jeweiligen 
Zentralbankkonten halten. Ein 
Teil dieser Guthaben ist ver-
pflichtend, um die Mindestreser-
ve-Anforderungen zu erfüllen. 
Der darüber hinausgehende Teil 
wird als „Überschussreserve“ 
bezeichnet und dient vor allem 
dem Zahlungsverkehr unter den 
➜ Banken. Für Geld, das sich die 
➜ Banken bei der ➜ Zentralbank 
leihen, müssen sie Sicherheiten 
hinterlegen (z.B. Staatsanleihen 
oder andere Wertpapiere).
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